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Die schwedische Gesetzgebung 

Geschichte 

Das schwedische Denkmalschutzgese tz ist - wie wohl 
alle europäischen Gesetze dieser Art ­ ein Gesetz zum 
Schutz unseres gemeinsamen Kulturerbes, nicht zu 
dessen Zerstörung, sei es etwa durch Ausgrabung, 
Ausrauben oder sonstige Vernichtung, egal unter wel­
chen Umständen. Es wurde in seiner ursprünglichen 
Form im Jahre 1666 von König Karl XI verabschiedet 
und gedruckt.1 Seine heutige Form bekam es 1942,2 

mit einigen Ergänzungen im Jahre 1989. Es handelt 
sich um ein ultimatives, auf dem Verursacherpr inzip 
beruhendes Gesetz, dessen Eingangsparagraph lautet: 
Artikel 1, Paragraph 1: Es ist eine nationale Angele­
genheit, unser Kulturmilieu zu schützen und zu pfle­
gen. Die Veranrwortung hierfür wird von allen getra­
gen. Wer immer ein Bauvorhaben plant oder unter­
nimmt, hat es so zu auszuführen, daß Schäden am 
Kulturmilieu vermieden oder so gering wie möglich 
gehalten werden. "3 

Bereits hier wird also festgelegt ­ ganz im Sinne eines 
ideologischen Rechtsposi t ivismus ­ daß der Denkmal­
schutz und die Kulturmil ieupf lege öffent l iche Angele­
genheiten darstellen, da sie den Interessen des Einzel­
nen übergeordnet sind ! Implizit wird natürlich daraus 
auch das Verursacherpr inzip hergeleitet.4 

Das Verursacherprinzip (Pollutor Pays Principle) 

Sollten denn doch andere Interessen, privater oder öf­
fentlicher Natur, schwerwiegender sein als das physi­
sche Bewahren, und ein Denkmal ­ was ausnahmswei­
se genehmigt werden kann ­ aus einem Gebiet entfernt 
werden muß, liegt natürlich die W e g n a h m e als solches 
nicht primär im Interesse der Allgemeinhei t . Das 
Denkmal kann und muß in diesem Falle durch eine 
wissenschaft l iche Dokumenta t ion ersetzt werden. Das 
qualifizierte Erstellen dieser Dokumentat ion stellt 
dann das öffent l iche Interesse dar, d. h. das Ausgraben 
eines Denkmals ist als Fortsetzung des regalrechtlich 

geregelten Interesses am Bewahren , und damit als 
Aufgabe der Denkmalschutzbehörde , anzusehen. 

Es ist besonders zu erwähnen, daß dieses Prinzip 
vor ein paar Jahren vom Regierungsger icht (höchste 
rechtl iche Instanz Schwedens) geprüf t worden ist. Das 
Steuergericht hatte nämlich 1992 entschieden, daß das 
Ausgraben keine behördl iche Gewal tausübung dar­
stellt, und daß die grabenden Insti tutionen des Landes 
somit mehrwerts teuerpf l icht ig seien. Gegen diesen 
Rechtsspruch wurde vom Zentra lamt geklagt und das 
Regierungsgericht hat das Urteil des Steuergerichtes 
aufgehoben: 5 Ausgrabungstät igkei t wurde als Glied 
der denkmalschutzgesetz l ichen Gewal tausübung ange­
sehen und behördl iche Tätigkei ten gehören zu den ­
leider wenigen ­ in Schweden, die nicht steuerpfl ichtig 
sind ! 

Die rechtl iche Lage schien hiermit klar und eindeu­
tig: Mit dieser Auslegung der vorhandenen Gesetzge­
bung konnten kommerzie l le Grabungsf i rmen keine 
Ausgrabungsgenehmigung bekommen . Das war aber 
nur scheinbar so, weil aus einer Reichstagsdebat te 
hervorging, daß es wichtig sei, mehrere Akteure auf 
dem sog. "archäologischen Markt" agieren zu lassen. 
Bevor diese Debatte ­ und vor allem die gesetzlichen 
Folgen daraus ­ erörtert werden sollen, muß kurz auf 
die drei Stufen eingegangen werden, die einem Bau­
vorhaben vorausgehen, weil diese für den weiteren 
Verlauf der Diskussionen nicht unwicht ig sind. 

Die drei Stufen im Untersuchungsverfahren 
und ihre rechtlichen Grundlagen 

Die Art und Weise, wie das beschr iebene Ziel ­ näm­
lich der Schutz des archäologischen Denkmals ­ er­
reicht werden kann, hängt natürlich ganz von der Art 
der B a u m a ß n a h m e ab, mit der wir es tun haben. Bei 
kleinen Projekten wie etwa dem Bau einer Garage 
oder ähnlichem, ist es normalerweise leicht, zu einer 
für beide Seiten befr iedigenden Lösung zu kommen . 
Das gilt auch für gewisse größere Projekte wie z. B. 
den Bau von Wohnkomplexen , in denen Grünanlagen, 
Parks oder ähnliches so arrangiert werden können, daß 
Denkmäler erhalten und geschützt werden können. 
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Die Situation ist j edoch eine völlig andere, wenn es 
z. B. um den Bau von Autobahnen oder Eisenbahn­
strecken geht. Zum einen werden diese Projekte oft 
höher eingestuf t als der Schutz von Denkmälern , 
wenn es darum geht, deren gesel lschaft l iche Wicht ig­
keit gegeneinander abzuwägen . Z u m anderen sind die 
Möglichkei ten, eine Trasse aus Rücksicht auf andere 
Interessen zu verlegen, meist einfach aus technischen 
Gründen unmögl ich . Bei Eisenbahnst recken etwa kön­
nen keine zu engen Kurven oder Neigungen eingelegt 
werden. Diese Feststel lung ist für die fo lgenden Aus­
führungen von einiger Wicht igkei t . 

Begutachtung 

Artikel 2, Paragraph 11: Ist eine Begutachtung not­
wendig, um herauszufinden, ob ein archäologisches 
Denkmal von einer Baumaßnahme in Mitleidenschaft 
gezogen wird oder nicht, kann die Regierungsbezirks­
leitung den Verursacher dazu heranziehen, eine sol­
che Begutachtung durchzuführen (durchführen zu las­
sen). Die Regierungsbezirksleitung entscheidet, wel­
che Institution die Begutachtung durchführen soll. 

In der Praxis geht heute allen Bauvorhaben, die das 
Areal von mehr als einem oder zwei Häusern umfas­
sen, eine archäologische Begutachtung voraus. Dabei 
ist anzumerken, daß deren Ziel nur der Feststel lung 
dient, ob es auf dem bet ref fenden Gebiet Denkmäler 
gibt oder nicht. Gibt es sie, werden in einem nächsten 
Schritt ihr wissenschaf t l icher Wert , ihr Schutzbedarf 
usw. im Verlauf einer Voruntersuchung bewertet . 

Voruntersuchung (Probeuntersuchung) 

Artikel 2, Paragraph 13: Bevor die Regierungsbe­
zirksleitung die Anwendung des Paragraphen 12, 
nämlich die Ausgrabung eines Denkmals, erwägt, 
kann sie dem Verursacher auferlegen, eine archäolo­
gische Voruntersuchung durchführen zu lassen, falls 
eine solche erforderlich ist, um eine befriedigende Ba­
sis für die endgültige Entscheidung zu liefern.... Die 
Regierungsbezirksleitung entscheidet, welche Institu­
tion die Voruntersuchung durchführen soll. 

Dieser Schritt gibt der Regierungsbezirkslei tung die 
nötige Kenntnis, um zu beurteilen, welchem der bei­
den ­ Bauprojekt oder archäologischem Denkmal ­ der 
Vorrang zu geben ist. Falls die Bezirkslei tung eine 
For tnahme des Denkmals beschließt, sollte die Vorun­
tersuchung ausre ichende Informat ionen ergeben ha­
ben, was die wissenschaf t l ichen Auswer tungsmögl ich­
keiten, die Kosten, die Publikation usw. betrifft . Mei­
nes Erachtens muß allerdings noch viel getan werden, 
um gerade hier bessere Ergebnisse zu erzielen. Die 

Gesetzgebung gibt auch keine Unters tützung in der 
Form, daß alternative Bauareale für ein evt. Umpla­
cieren eines Bauprojekts untersucht werden können, 
es sei denn, der Unternehmer fragt danach. 

Die eigentliche Ausgrabung 

Artikel 2, Paragraph 12: Wer immer ein archäologi­
sches Denkmal versetzen, verändern oder wegnehmen 
will, muß dafür eine Genehmigung beantragen. Die 
Bezirksleitung darf diese Erlaubnis nur erteilen, wenn 
die Wichtigkeit des Denkmals als wesentlich geringer 
eingestuft wird als die des geplanten Bauvorhabens. 

Die Institution, die mit der Endausgrabung beauf­
tragt wird, sollte die notwendigen Kenntnisse, die Er­
fahrung und die technischen Möglichkei ten zur Fund­
bearbei tung besitzen. Das Personal sollte so gut aus­
gebildet sein, daß es eine derart ige Arbeit ausführen 
kann, einschließlich der Fertigstellung einer Publika­
tion. Dennoch gibt es keine Forderung nach einer an­
gemessenen Zert i f iz ierung der berührten Institutionen. 
Persönlich glaube ich allerdings, daß dies in Kürze der 
Fall sein wird. Der Artikel legt auch fest, daß ­ bis auf 
wenige Ausnahmen ­ der Verursacher die Kosten für 
j ede Art archäologischer Arbeiten, die im Zusammen­
hang mit seinem Bauprojekt stehen, zu tragen hat. 

Reichstagsdebatte 1997 
und Neue Gesetzgebung/Richt l inien 1998 

Seit einigen Jahren wurde von polit ischer Seite der 
Wunsch geäußert , die Ausgrabungstät igkei t des Lan­
des als ein Unternehmen ­ etwa dem Bau­ oder Bag­
gerunternehmen vergleichbar ­ anzusehen, dessen Lei­
stungen mittels der für die Branche üblichen Aus­
schreibungsverfahren eingekauf t werden sollten. Wie 
nicht anders zu erwarten, wurden diese Vorschläge 
kräft ig von den vorhandenen Grabungsf i rmen unter­
stützt. Die Debatte eskalierte im Winter 1997 und 
führ te letztlich dazu, daß der Kultusminister vom 
Reichstag den Auf t rag erhielt, W e g e zur Entwicklung 
eines archäologischen Ausschre ibungsverfahrens aus­
f indig zu machen. Dies alles der oben erwähnten 
Rechtssprechung des Regierungsger ichts zum Trotz ! 
Allerdings leuchtete auch den zuständigen Beamten 
des Kultusminis ter iums ein, daß eine archäologische 
Ausgrabung nicht ganz mit der Tätigkeit eines Bag­
gerunternehmers zu vergleichen ist, da j a etwas andere 
Quali tä tsanforderungen gestellt werden müssen: Es 
geht hier nur bedingt um die niedrigsten Kosten, was 
ansonsten bei der Auft ragsvergabe an ein Unterneh­
men meist das wichtigste Merkmal ist. 

Ein solches Ausschreibungsverfahren ist auch des­
halb problematisch, weil der archäologische Prozeß 
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den drei oben beschriebenen Stufen folgen muß: 
Wann soll denn eine Ausschre ibung erfolgen ? Etwa 
nach j edem dieser drei Schritte ? W o h e r will man 
denn wissen, ob eine "Firma", die den ersten Teil ei­
nes Projektes ­ nämlich die Begutachtung ­ durch­
führt , nicht gewisse Informat ionen unterschlägt, was 
unfehlbar zum Scheitern jegl icher konkurr ierender 
"Firmen" führen würde ? W ä r e nicht auch die ganze 
Idee mit den drei Stufen der Untersuchungen völlig 
verfehlt, wenn nach Abschluß der einen Stufe plötz­
lich eine andere Institution den Auft rag übernehmen 
könnte ? Oder soll vielleicht nur am Anfang , vor der 
Begutachtung, ein Ausschreiben durchgeführ t werden, 
was dann die eine "Firma" zur Durchführung aller drei 
Schritte qualifiziert ? In diesem Falle wäre wohl die 
Idee mit einem Ausschre ibungsverfahren verfehlt , da 
logischerweise Probeuntersuchung und Ausgrabung 
die Schritte sind, die zu großen Kosten für das Bauun­
ternehmen führen können. Begutachtungen sind aber 
oft ziemlich klein angelegte Untersuchungen, die 
nicht einmal unter das al lgemeine Auschre ibungsge­
setz fallen (Ausschreibung ist Pflicht, wenn die ver­
muteten Kosten auf z. Z. ca. 250.000 D M ansteigen). 

Eine Lösung dieses Problems mußte nun her, und das 
Zentralamt für Denkmalpf lege , als Spezialistorgan des 
Kultusministeriums, wurde damit beauftragt , eine 
Verfahrensweise zu entwickeln und die Handhabung 
gesetzlich zu regeln. Dies ist nun bereits geschehen, 
durch eine "Volls t reckungsvorschrif t" von nicht weni­
ger als 18 Paragraphen.6 Da sie erst ab 1. Juli dieses 
Jahres in Kraft getreten ist, fehlen bislang Erfahrun­
gen damit; es scheint daher wenig sinnvoll, auf die 
Fülle der gesetzlichen Texte und die theoretischen 
Überlegungen des Gesetzgebers einzugehen, ohne Be­
zug auf die Praxis nehmen zu können. Über die weite­
re Entwicklung wird in der Zukunf t berichtet werden 
müssen, doch sollte je tzt schon erwähnt werden, daß 
das Aufrechterhal ten des Kontrollsystems, die Neu­
einrichtung von mindestens zehn neuen archäologi­
schen "Control ler ' ­Planstel len bei den Regierungsbe­
zirken erfordert. 

Bisherige Erfahrungen mit Grabungsfirmen 

Es sollte vielleicht an dieser Stelle erwähnt werden, 
obwohl es eigentlich selbstverständlich ist, daß der 
Begriff "Grabungsf i rma" schon von der Semantik her 
in schrillem Kontrast zum Begriff "Denkmalpf lege" 
steht: Firmen müssen graben, sonst machen sie binnen 
kürzester Zeit Konkurs. Es versteht sich von selbst, 
daß bei den Firmen weder denkmalpf leger ische noch 
wissenschaft l iche Überlegungen eine große Rolle 
spielen können, egal wie gut die Absichten der Fir­

menlei tung auch sein mögen. Die schwedischen Er­
fahrungen mit dem Prob lemkomplex "Kommerzie l le 
Archäologie" beschränken sich bislang auf ein paar 
wenige Grabungsf i rmen; sie sind deswegen aber nicht 
weniger entmutigend. Da seit Anfang der 90er Jahre 
die Bautätigkeit ­ und damit die Ausgrabungstät igkei t 
­ stark zurückgegangen ist, l iegen die Erfahrungen mit 
Grabungsf i rmen schon einige Jahre zurück. V o m Bau­
rückgang sind nicht nur die Grabungsf i rmen schwer 
betroffen, auch das Zentra lamt für Denkmalpf lege hat 
einschneidende M a ß n a h m e n ergreifen müssen: Die 
Zweigstel le Uppsala ist stillgelegt worden, in Stock­
holm wurde die archäologische Abtei lung personell 
auf die Hälf te reduziert . 

Die von den Firmen entwickel te Praxis muß in zwei 
Phasen gegeliedert werden: Die Zeit vor und nachdem 
die Grabungsgenehmigung erteilt wurde. Ich werde 
mich hier auf zwei Beispiele beschränken, die die Pra­
xis und das theoret ische Fundament , zumindest das 
einer Firma, glaube ich, recht gut beleuchten. 

Die Phase der Vorunte rsuchung ist dadurch gekenn­
zeichnet, daß entweder überhaupt keine Denkmäler ­
außer den schon bekannten und registrierten ­ zu fin­
den sind, oder daß sie sich beim Bauen zumindest 
leicht vermeiden lassen. Da es j a niemals im Interesse 
des Bauunternehmers liegt, sich teure Untersuchungen 
aufzuhalsen, ist es logisch, daß die Grabungsf i rma 
nichts findet, was teuer k o m m e n könnte; man will 
doch letztlich neue Auf t räge haben. Eine Untersu­
chung im Kirchspiel Ribby, südlich vor Stockholm 
kann hier als Beispiel dienen. Ein etwa 80 ha großes 
Gebiet wurde durch Begehung , Phosphatkar t ierung 
und Probegrabungen untersucht , und vier kleinere 
Siedlungen gefunden . Drei davon konnten ohne weite­
res ohne Ausgrabung im Bebauungsplan eingegelie­
dert werden. Zur Ausgrabung vorgeschlagen wurde 
nur ein schlecht erhaltener Siedlungsrest : "Durch 
landwirtschaftlichen Anbau ist die Siedlung stark be­
schädigt worden, und zerpflügte Feuerstellen kommen 
an etwa zehn Stellen im Acker zum Vorschein". Und 
weiter: "Man kann davon ausgehen, daß diese 
[Aktivitäten vorgesch. Menschen ; meine Anmerkung] , 
einschließlich Ackerbau, nur wenige und fragmentari­
sche Spuren hinterlassen haben, die außerdem ar­
chäologisch schwer nachweisbar sind."1 Mehr als 
6800 m 2 Siedlungsf läche sollten für 683.000 SEK 
(heute ca. 150.000 D M ) für die Bauarbei ten freigege­
ben werden. Erst nach Beginn der Baumaßnahmen 
konnte das Zentralamt für Denkmalp f l ege feststellen, 
daß auch in den als "denkmalfre i" ausgewiesenen Ge­
bieten bedeutende vorgeschicht l iche Hinterlassen­
schaften vorhanden waren, wodurch umfangre iche 
"Notgrabungen", in der schl immsten Bedeutung des 
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Wortes , durch das Zentra lamt notwendig wurden. Die 
Kosten hierfür, die 2,5 Mill ionen SEK betrugen, muß­
ten sich der Bauunte rnehmer und der Staat teilen. 

Als charakterist isch fü r die Phase der Ausgrabung 
kann eine Untersuchung im Kirchspiel Barkaby in der 
Landschaf t Uppland angesehen werden. In einem 
180 ha großen Gebiet wurden nicht weniger als "...35 
Denkmalgebiete und ein Einzeldenkmal entdeckt, au­
ßer den schon registrierten Denkmälern. Außerdem 
wurden 11 Komplettierungsgebiete definiert, die vor 
Beginn der Baumaßnahmen probeuntersucht werden 
sollten."* In einem weiteren Abschni t t des Grabungs­
berichtes wird auf Details , Funde, Pfostenlöcher etc. 
eingegangen, aber ohne jegl ichen Auswer tungsver ­
such. Im Gegentei l , in der Einlei tung wird sogar be­
hauptet: "Eine weitere Interpretation und wissen­
schaftliche Bearbeitung des vorliegenden Materials 
sowie auch mögliche weitere Untersuchungen werden 
später, möglicherweise in Projektform, durchge­
führt."^ Der In format ionswer t dieser nicht unbedeu­
tenden Grabung ist dadurch auf ein absolutes Mini­
m u m reduziert worden . 

Besonders bemerkenswer t ist diese Haltung nicht. Ei­
ne Minimierung des Arbei tseinsatzes hilft natürlich 
den Gewinn zu erhöhen, und darum geht es j a immer 
in jeder Firma, die kommerz ie l l arbeiten soll. Den 
Auft raggeber hat man fest in den Händen, da dieser 
sich j a f ragen muß, was nun als nächstes zu machen 
ist: Das gesamte Gebiet ist j a zum Bersten voll von 
Denkmälern . Die weiteren Untersuchungen ­ ob sinn­
voll oder nicht ­ sind dadurch gesichert, sowie das 
weitere Einkommen . W i e hoch die weiteren Untersu­
chungskosten das Bauunte rnehmen kommen werden, 
ist Geschäf t sgeheimnis ; eine Grabungsf i rma arbeitet 
j a nicht unter dem Öffent l ichkei tspr inzip und ganz si­
cherlich auch nicht zum Selbstkostenpreis ! 

Das Argument der vielen sog. "Akteure" auf dem 
sog. "Markt" als Kostendämpfer , ist somit hinfäll ig, 
denn es scheint wohl nach den oben beschriebenen 
Erfahrungen recht unglaubwürdig , daß der Einsatz 
von Grabungsf i rmen ­ mit ihrem Bedarf an einer öko­
nomisch sinnvollen Gewinnspanne ­ zu niedrigeren 
Untersuchungskosten führen sollte. 

Zudem kommt auch, was schon oben erwähnt wur­
de, daß ein System mit Konkurrenz durch ein Aus­
schreibungsverfahren und einer Vielzahl von "Akteu­
ren", korrekt durchgeführ t , zu erheblich höheren Ko­
sten für den Staat in Form eines ausgeklügel ten Kon­
trollapparates führen würde, was auch durch die be­
reits herausgegebenen Richtl inien des Zentralamtes 
für Denkmalpf lege zur Interpretation der neuen Ge­
setzgebung zu ersehen ist.10 Auch scheint mir das Sy­
stem nicht nur eine Kommerzia l is ierung, sondern in 

höchstem Maße auch eine Bürokrat is ierung zu för­
dern. Sollte es zudem dem Staat nicht gelingen, einen 
umfassenden Kontrollapparat mit wissenschaft l ich 
kompeten tem Personal aufzubauen, dürf te auch das 
Risiko, daß Ausgrabungen zu Raubgrabungen deklas­
siert werden, um einiges größer werden. 
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